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Antrag 92/I/2025

Unterbezirk Cottbus

Der/Die Landtagsfraktion möge

beschließen:

Der/Die Landesgruppe in der

SPD-Bundestagsfraktion möge

beschließen: Der/Die Landesre-

gierung möge beschließen:

Empfehlung der Antragskom-

mission

Überweisen an: Landtagsfrak-

tion (Konsens)

Wasserversorgung
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Der Landesparteitag der SPD-

Brandenburg fordert die so-

zialdemokratischen Mitglie-

der der Landesregierung, der

SPD-Landtagsfraktion und die

Brandenburger Mitglieder der

SPD-Bundestagsfraktion auf,

sich der kritischen Situation

der Wasserversorgung aller

Spreeanlieger*innen anzuneh-

men. Wir fordern daher: Die

unverzügliche Entscheidung zur

konsequenten Nutzung und

Ertüchtigung von Tagebaurest-

löchern – insbesondere des

Cottbuser Ostsees – als Speicher-

seen; die Optimierung der Tal-

sperre Spremberg; Maßnahmen

zur Verbesserung des gesamten

Spree-Wasserhaushalts; die An-

passung von Wassermodellen

an verschiedene Klimawandel-

szenarien nach dem Vorbild

Berlins; die Erstellung eines
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unabhängigen Gutachtens zur

Klärung der Verursacheranteile

am Wasserdefizit in der Lausitz;

eine gerechte Kostenverteilung

für alle daraus resultierenden

notwendigen Maßnahmen, ein-

schließlich der Kosten des Baus

und Betriebs eines möglicher-

weise nötigen Wasserüberleiters

und die Förderung von Wasser-

einsparungsmaßnahmen.

Begründung

Der Klimawandel verändert das

Wettergeschehen im gesam-

ten Einzugsgebiet der Spree.

Gleichzeitig führt das Ende des

Kohleabbaus in der Lausitz zu

einer stark reduzierten Sümp-

fungswassereinleitung in die

Spree. Extreme Niedrigwasser-

phasen drohen und gefährden

das Ökosystem Spreewald und

die Berliner Wasserversorgung.

Die Notwendigkeit dieses Antrags

ergibt sich aus der Verantwor-

tung der Sozialdemokratie für

eine nachhaltige und gene-

rationengerechte Politik. Die

absehbare Reduzierung der

Sümpfungswassereinleitung in

die Spree in Verbindung mit den

Auswirkungen des Klimawandels

auf den Wasserhaushalt der
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Region erfordert ein entschlos-

senes und vorausschauendes

Handeln.

Aus dem Prinzip der Nachhal-

tigkeit leitet sich die Pflicht ab,

die natürlichen Ressourcen,

insbesondere das Wasser, so zu

bewirtschaften, dass die Bedürf-

nisse heutiger und zukünftiger

Generationen gleichermaßen

befriedigt werden können. Die

drohenden Niedrigwasserpha-

sen gefährden nicht nur sensible

Ökosysteme wie den Spreewald,

sondern auch die langfristige

Wasserversorgung der Bevöl-

kerung, der Landwirtschaft und

der Wirtschaft entlang der Spree.

Eine zukunftsfähige Wasserwirt-

schaft muss daher präventive

Maßnahmen ergreifen, um die

Resilienz gegenüber den Fol-

gen des Klimawandels und des

Strukturwandels zu stärken.

Die Generationengerechtigkeit

gebietet es, dass die heutigen po-

litischen Entscheidungen nicht zu

unzumutbaren Lasten für nach-

folgende Generationen führen.

Die Untätigkeit in Bezug auf die

Sicherung der Wasserversorgung

würde die Handlungsspielräume

zukünftiger Generationen in der

Lausitz erheblich einschränken,
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und sie mit den negativen Konse-

quenzen unserer Versäumnisse

konfrontieren. Es ist unsere

Verantwortung, jetzt die not-

wendigen Weichenstellungen

vorzunehmen, um eine lebens-

werte Zukunft in der Region zu

gewährleisten.

Solidaritätmanifestiert sich in der

gemeinsamen Bewältigung die-

ser Herausforderung über kom-

munale und regionale Grenzen

hinweg. Die Spree als verbinden-

des Element erfordert ein soli-

darisches Handeln aller Anlieger,

um eine gerechte Verteilung der

Lasten und Vorteile zu gewähr-

leisten. Die Kosten für die not-

wendigenMaßnahmen zur Siche-

rung der Wasserversorgung dür-

fen nicht einseitig getragen wer-

den, sondern sind in einem fairen

Ausgleich zwischen den Verursa-

chern und den Betroffenen zu ge-

stalten.

Die SPD trägt als politische Kraft

eine besondere Verantwortung

für die Gestaltung einer sozial

gerechten und ökologisch nach-

haltigen Zukunft. Die Annahme

dieses Antrags ist ein notwendi-

ger Schritt, um dieser Verantwor-

tung gerecht zu werden und die

Weichen für eine zukunftsfähige
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Wasserwirtschaft in der Lausitz

und entlang der Spree zu stellen.
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